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droits d'expression politique, droits que la constitu-
tion luxembourgeoise ne garantit qu'aux seuls natio-
naux.

Ici reside l'interet "luxembourgeois" de la consulta-
tion: sous couvert de l'election curopdenne l'activite
politique des strangers est admise. Vu la realite so-
cio-politique luxembourgeoise ceci est un fait assez
remarquable. Il touche de pros a un des sujets refoules
par la socidte luxembourgeoise, a savoir le droit de
vote communal pour les immigrds, droit qui est d'ail-
leurs prOconise par tous les partis politiques italiens,
y compris dans leur propagande et leurs meetings au
Luxembourg.

Voyons les rdsultats de ces elections. Les prócedentes
elections europeennes avaient vu &passer le PCI
dans leur rdsultat global pour la premiere fois la DC,
celles-ci ont vu la DC se maintenir et le PCI perdre 6
points.

L'Italie connait avec plus de 80% le taux de partici-
pation le plus &eve des pays sous obligation de vote

comme la Belgique et le Luxembourg. 59,5% des Ita-
liens inscrits sur les listes electorales au Luxembourg
ont pris part au vote. Le nombre des votants est passé
de 6.427 a 6.126 au Luxembourg.

en Italie a l'exterieur
(11 pays de la CE)

au Luxemb.

Partis '84 '89 '84 '89 '84 '89
DC 33.0 32.9 22 24.6 21.2 23.4
PCI 33.3 27.6 36.3 24.8 43.5 32.3
PSI 11.2 14.8 14.1 19.2 15.4 20.3
PSDI 3.5 2.7 8.3 6.9 3.2 2.4
MSI 6.5 5.5 4.6 3.6 5.1 4.4
Verts- 6.2 9.8 9.6

Pas de conclusions de notre part, si ce n'est la consta-
tation que la presse luxembourgeoise s'est complete-
ment ddsinteressde, a l'exception d'une photo dans le
"Luxemburger Wort" avant les elections et montrant
les panneaux dlectoraux de la DC.

Serge

Die Risiken des
europaischen

Binnenmarktes
Die fast schon legendare Europa-Begeisterung der Luxemburger hat nachgelassen. Die Zahl der Kri-
tiker und Skeptiker nimmt zu, seit die Verwirklichung des Binnenmarktes in greifbare Nahe rackt.
Trotzdem geben sich die politischen Parteien jede Miihe, die groBe Chance, die der Binnenmarkt
angeblich auch fur Luxemburg (oder sollte man haben: far die Luxemburger GroBunternehmer?)
darstellt, so gut wie maglich zu verkaufen. Nur gegen die geplante Quellensteuer und die Au flockerung
des Bankgeheimnisses wollen sich alle wehren, und selbst die KPL ist gegen diese Steuer, die doch nur
Kapitalisten treffen wird! Allein die Griinen haben ernsthafte Bedenken gegenaber dem Binnenmarkt
angemeldet.
Nun hat Wolfgang Kessler bei "Publik-Forum, Zeitung kritischer Christen" eine Materialmappe ver-
Offentlicht zum Thema "Europaischer Binnenmarkt - Vision oder Alptraum?", in der er auf 50 Seiten
Ziele, Mannahmen, offene Fragen und Risiken des Binnenmarktes analysiert und Originaldokumente
neben MeinungsauBerungen veriiffentlicht (Bestellung: Publik-Forum, Postfach 2010, D-6370 Obe-
rursel; Preis: 10,- DM). Wir entnehmen diesem Heft das Kapitel "Risiken", weil hier ernst zu nehmen-
de Bedenken angemeldet werden, die nicht nur Griine sondern auch Christen zum Nachdenken fiber
die Europa-Euphorie gewisser Politiker bringen kiinnen. Was hier von bundesdeutschen Unterneh-
mern und Arbeitern gilt , kann ausnahmslos auf Luxemburger Verhaltnisse ubertragen werden.

In alien Sonntagsreden begruBen die Unternehmer
die Perspektive eines Europaischen Binnenmarktes,
nicht zuletzt wegen des groBen Absatzmarktes. An
den Werktagen regiert hinter den Werkstoren vor
allem mittelstandischer Betriebe dagegen die Kon-
kurrenz-Angst. Sie kommt nicht von ungefahr.

Die Risiken fur die Wirtschaft
* Bereits weit vor 1992 hat das Konzept des Binnen-
marktes eine regelrechte Konzentrationswut in
Europa ausgelost. 915 Ubernahmen und Beteiligun-
gen zahlten die Statistiker im Jahre 1988, knapp 50
Mrd. DM wurden dabei bewegt.
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* Der Cecchini-Bericht stellt klar, daB es ohne eine
weitere Konzentrationswelle auch in den nachsten
Jahren nicht abgehen wird: Ein gemeinsamer Markt
erOffnet vor allem jenen GroBproduzenten groBe
Moglichkeiten, die alle Strategien der Massenpro-
duktion und der Produkt-Standardisierung voll aus-
schopfen kOnnen. Mit Beispielen halt der Bericht
auch nicht hinterm Berg: Elektrische Lokomotiven
werden nach 1992 nur noch von vier und nicht von
16 Unternehmen angeboten. Im Bereich der Tele-
kommunikation bleiben von derzeit sieben GroBan-
bietern nur zwci Orig.

* Das deutsche Handwerk furchtet Konkurrenz aus
anderen EG-Landern, deren Handwerks-Bestim-
mungen kostengiinstiger sind und die deshalb auf
dem deutschen Markt preisgiinstiger anbieten
kOnnen - auch und gerade, wenn &fentliche GroB-
auftrage EG-weit ausgeschrieben werden traissen.

Insofern erscheint viel Optimismus auf der Unter-
nehmensscitc als reiner Zweck-Optimismus. Denn:
Kosteneinsparungen im prognostizierten Umfang
ergeben sich in erster Linie bei jenen (GroB)Unter-
nehmen, die die neuen Moglichkeiten you' ausschop-
fen kOnnen. Die anderen werden davon allenfalls ge-
ringfugig profitieren oder aber von Untemehmen
aufgekauft, die auf der Gewinnerseite stehen. Diese
Risiken des Binnenmarktes fur die Wirtschaft
werden auch voll auf die Arbeitnehmer dieser Betrie-
be durchschlagen. Die Plane des Philips-Konzerns
sprechen Bande: Nach der Vereinheitlichung der
Normen fur Stecker braucht er nicht mehr 36 ver-
schiedene Sleeker an seine Elektrogerate zu bauen.
Der Elektronik-Konzern will deshalb 60 seiner 180
Produktionsstatten in der EG schlieBen und bis zu
20000 Arbeitsplatze abbauen. Die Risiken der Unter-
nehmer sind auch die Risiken der Arbeitnehmer.

Die Risiken fur die
Arbeitnehmer

Obwohl diese Risiken wegen der zahlreichen offenen
Fragen noch nicht voll abschatzbar sind, kann man
an einem Zitat des Prasidenten des Bundesverbandes
der Deutschen Industrie, Tyll Necker, ermessen, was
der Binnenmarkt fur die Arbeitnehmer bedeuten
ktinnte:

"Kunftig werden auch Arbeits- und Sozialrecht, Be-
triebsverfassung und Mitbestimmung, Kiindigungs-
schutz, Arbeitszeit und Sozialplane zu Wettbewerbs-
faktoren werden... Bei offenen Grenzen kOnnen auch
all jene sozial- und arbeitsrechtlichen Unterschiede
keinen Bestand mehr haben."

Damit wachsen die Gefahren fur die bundesdeut-
schen Arbeitnehmer und ihre Organisationen gleich
mehrfach.

1. Sie geraten zunehmend unter den Druck schiech-
terer sozialer und arbeitsrechtlicher Verhaltnisse in
anderen Mitgliedslandern der EG. In der Wirtschafts-
sprache lauft diese Gefahr unter dem Begriff Sozial-
dumping, was nichts anderes meint, als daB sich die
verschiedenen Lander gegenseitig mit immer

schlechteren Arbeitsbedingungen und niedrigeren
LOhnen unterbieten, um arbeitsplatzschaffende Inve-
stitionen anzulocken.

Vor diesem Hintergrund werden die Unternehmer
ihre Kritik am angeblich zu teuren Industriestandort
Bundesrepublik mit Buick auf die Nachbarlander ver-
scharfen. Schon heute behaupten sie, daB
* die LOhne und Sozialabgaben hierzulande zu teuer
* die Steuersatze zu hoch
* und die sozialen und arbeitsrechtlichen Vorschrif-
ten zu streng seien, so daB sich Investitionen nicht
mehr rentieren.

Zwar lassen die Arbeitgeber dabei groBzugig auger
acht, daB
* die hohen Arbeitskosten durch eine hohe Produk-
tivitat der hochqualifizierten deutschen Arbeitneh-
mer ausgeglichen werden.
*neben den Steuem auch die steuermindemden Ab-
schreibungen in der Bundesrepublik besonders hoch
sind.
* die deutsche Wirtschaft deshalb jedes Jahr Waren
im Wert von iiber 100 Mrd. Mark mehr ins Ausland
liefert als sie Waren vom Ausland importiert.

Genau diese Einschrankungen beweisen, wie kon-
kurrenzfahig der Industriestandort Bundesrepublik
gegenwartig ist. Doch diese Einschrankungen
werden die Unternehmer im Buick auf den Europa-
ischen Binnenmarkt nicht machen und stattdessen
den Druck auf die Arbeitnehmer und ihre Forderun-
gen verstarken, weil der Binnenmarkt den Unterneh-
men bessere Moglichkeiten bietet,
* auf billigere und qualitativ ahnliche Konkurrenz-
produkte aus anderen Mitgliedslandern zu verwei-
sen.
* mit der Verlagerung von Produktionsstatten in
andere EG-Lander zu drohen, da ja nun die voile Mo-
bait& von Kapital und Waren verwirklicht ist.

Dadurch wachst der Druck auf die Gewerkschaften,
zur Rettung der Arbeitsplatze hierzulande
* eine gemaBigte Lohnpolitik mit Buick auf die
anderen EG-Lander zu betreiben.
* auf weitere Arbeitszeitverkurzungen zu verzichten.
* oder soziale und arbeitsrechtliche Fortschritte
preiszugeben.

2. Der Druck zur Anwendung jeder nur mOglichen
Strategic zur Senkung der Produktionskosten in den
Betrieben wird sich ebenfalls verstarken - schlicht
und einfach als Resultat des scharferen Konkurrenz-
kampfes. Die Arbeitnehmer bekamen bereits in jiing-
ster Zeit einen Vorgeschmack dieser Strategic: in
Form der immer langeren betrieblichen Nutzung der
Maschinen, nachts, samstags und in manchen Berei-
chen auch sonntags.

Mit Buick auf die niedrigeren Arbeitskosten in den
allermeisten EG-Landern werden die Arbeitgeber die
Arbeitnehmer hierzulande zunehmend vor die Wahl
stellen, entweder zu geringeren Arbeitskosten zu ar-
beiten oder aber flexibler - und Bann eben auch
nachts, samstags oder sonntags.
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„Das ist kiar, hier mu6 etwas geschehen — womoglich schon in den
neunziger Jahrenl”

3. Man kann sich leicht ausmalen, daB ein verscharf-
ter Konkurrenzkampf zwischen den Betrieben im
Rahmen des Europaischen Binnenmarktes auch die
Arbeitshetze in bundesdcutschen, wie in den Betrie-
ben aller anderen Lander des Binnenmarktes ver-
scharfen wird. Daduch werden sich - wie schon
gesagt - die Konzentrationstendenzen verstarken.
Kleinere und mittlere Betriebe geraten dabei beson-
ders unter Anpassungsdruck. Hinter dem Okono-
misch "neutralen" Begriff "Anpassungsdruck" ver-
bergen sich zumeist zwei Reaktionen von Untemeh-
men auf eine schar fere Konkurrenz: Sie ersetzen
Arbeitskrafte durch Kapital (Rationalisierung) oder
sie verstarken den Arbeitsdruck auf die Belegschaft,
um bei gleichen Kosten eine Where Arbeitsleistung
zu erzielen. Mit diesem Arbeitsdruck intensiviert
sich die Auslese in der Belegschaft - in Leistungstra-
ger und vermeintlich Schwachere, die Tendenz zu
"olympischen Belegschaften" kOnnte zunehmen.

4. GroBe Auswirkungen kann der Europaische Bin-
nenmarkt auch auf die Wirksamkeit der Mitbestim-
mungsregelungen haben, die die Gewerkschaften
hierzulande erkampft haben. Er kiinnte die Mitbe-
stimmungsmOglichkeiten im Betrieb nach dem Be-
triebsverfassungsgesetz von 1972 und die Aufsichts-
rats-Mitbestimmung nach dem Mitbestimmungs-
Gesetz von 1976 indirekt oder direkt beeintrachtigen.
Die Mitbestimmung im Aufsichtsrat kOnnen groBe
Kapitalgesellschaften direkt umgehen, indem sie
ihren Hauptsitz in ein anderes EG-Land verlegen.
Dann gelten fur die Leistungs- und Kontrollorgane
die Gesetze dieses Landes - und eine Aufsichtsrats-
Mitbestimmung nach deutschem Muster gibt es in
keinem anderen EG-Land.

Durch die Verlagerung des Hauptsitzes in ein
anderes EG-Land lainnen die Fiihrungsgremien auch
die Moglichkeiten der Betriebsrate von Tochterge-
sellschaften dieses Untemehmens in der Bundesre-
publik beeintrachtigen: indem sie ihnen namlich In-
formationen aus der Zentrale vorenthalten oder zu
spat iibermitteln.

5. Nach fast alien bisherigen Erfahrungen verscharft
wachsende Konkurrenz zwischen verschiedenen
Wirtschaftsregionen die regionalen Ungleichge-
wichte. Nach diesen Erfahrungen diirften in der Bun-
desrepublik vor allem die modernen Zentren um
Stuttgart und Munchen, vielleicht sogar - aufgrund
der gUnstigen Verkehrslage - das Ruhrgebiet vom
Binnenmarkt profitieren. Im Gegensatz dazu droht
dem Bayrischen Wald, Ostfriesland oder Schleswig-
Holstein die weitere Auszehrung - das gleiche gilt
noch starker fur schwacher entwickelte - oder einfach
Randregionen der anderen EG-Lander. Entspre-
chend schwierig wird die Lage fur die Arbeitnehmer
in diesen Regionen, die entweder fur niedrigere
Lane arbeiten oder in andere Regionen abwandern
miissen.

Dies sind die bedeutendsten Risiken, die sich fiir die
,Arbeitnehmer in der EG allgemein und in der Bun-
desrepublik im besonderen aus der Entwicklung zum
EG-Binnenmarkt ergeben kOnnen. Zum gegenwarti-
gen Zeitpunkt kann man das genaue AusmaB dieser
Risiken noch nicht abschatzen. Dennoch steht schon

heute fest, (la der Druck auf die Arbeitnehmer mit
dem Konkurrenzdruck im Rahmen des Europaischen
Binnenmarktes zunehmen wird - und Bann steht fur
viele Arbeitgeber auch zur Disposition, was Tyll
Necker andeutete: "Arbeits- und Sozialrecht, Be-
triebsverfassung und Mitbestimmung, Kiindigungs-
schutz, Arbeitszeit und Sozialplane..."

In diesem Licht betrachtet erscheint der Nutzen des
Europaischen Binnenmarktes fur die Arbeitnehmer
eher gering. Sie kOnnten von neuen Arbeitsplatzen
profitieren, die jedoch noch in den Stemen stehen,
und sic profitieren von niedrigeren Verbraucherprei-
sen. Angesichts des wahrscheinlich wachsenden
Drucks in alien Bereichen sind diese Pluspunkte
jedoch eher unbedeutende Trostpflaster.

Die Risiken fur Umwelt und
Verbraucher

Interessanterweise werden die Auswirkungen des
Europaischen Binnenmarktes auf die Umwelt und
die Verbraucher eher am Rande diskutiert - so, als sei
fur die Umwelt keine nennenswerte Veranderung
und fur die Verbraucher nur Positives zu erwarten,
weil die Preise sinken und das Angebot an Produkten
wachse.

Gerade im Umwelt-Bereich ist dies jedoch ein fol-
genschwerer Irrtum. Zwar steht fest, daB
* Umweltverschmutzung nicht an Grenzen halt-
macht.
* sich immer mehr Umweltprobleme, insbesondere
die globalen Bedrohungen durch das Ozonloch oder
den Treibhauseffekt, nur durch eine international ko-
ordinierte Umweltpolitik lOsen Lassen.

Daraus allerdings zu schlieBen, sie kOnnten iiber die
weitere Integration der EG-Lander im Rahmen eines
Europaischen Binnenmarktes besser gelOst werden
als durch die Zusammenarbeit unabhangiger Staaten
- ist angesichts der bisherigen Umweltpolitik der EG
sehr gewagt. Sie erschOpfte sich zumeist im Aufspii-
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ren des kleinsten gemeinsamen Nenners, der -
obwohl umweltpolitisch wenig effektiv - gerade
noch die Zustimmung alter Mitgliedslander fand
(Zum Beispiel der BeschluB zu Abgaswerten von
Autos).

Doch dieses kleinliche Gezank urn Grenzwerte und
Fristen ist noch nicht einmal das Hauptproblem.
Denn: Die gesamte Konzeption des Europaischen
Binnenmarktes steht im Kern im klaren Widerspruch
zu Okologischen Erfordernissen. SchlieBlich handelt
es sich dabei urn eM reines Wachstumskonzept, (las
an die rein wachstumsorientierte Zielrichtung der ur-
sprunglichen EWG von 1958 ankniipft. Das Wort
"Umwelt" taucht in den ROmischen Vertragen fiber-
haupt nicht auf. Zwar organisierte die EG-Kommis-
sion zwischen 1973 und 1987 mehrere umweltpoliti-
sche Aktionsprogramme, doch blicb der "Umwelt-
schutz" das Stiefkind der EG.

Die gesamte Konzeption des
Europaischen Binnenmarktes steht
im Kern im klaren Widerspruch zu

ökologischen Erfordernissen.

Der einzige wirkliche Fortschritt in der Entwicklung
von den ROmischen Vertragen zur Einheitlichen Eu-
ropaischen Akte von 1987 liegt in der Tatsache, daB
die Akte wenigstens auf das Ziel des Umweltschut-
zes eingeht.

So heiBt es in Artikel 100/3:

"Die Kommission geht in ihren Vorschlagen... in den
Bereichen Gesundheit, Sicherheit, Umweltschutz
und Verbraucherschutz von einem hohen Schutzni-
veau aus."

Artikel 130r besagt:
"Die Umweltpolitik der Gemeinschaft hat zum Ziel,
* die Umwelt zu erhalten, zuschiitzen und ihre Qua-
litat zu verbessern,
* zum Schutz der menschlichen Gesundheit beizutra-
gen,
* eine umsichtige und rationelle Verwendung der na-
turlichen Ressourcen zu gewahrleisten..."

Damit besitzt die EG eine Rechtsgrundlage fur Um-
weltvorschriften, die die Chancen fur eine gemeinsa-
me und entschlossene Umweltpolitik erhOht.

Allerdings trifft eine entschlossene Umwelt- und
Verbraucherpolitik der EG auf zwei Hindernisse:

1.Im Sachgebiet "Umweltschutz" kann der Minister-
rat nach wie vor nur einstimmig entscheiden - obwohl
die Einheitliche Europaische Akte fur die meisten
Entscheidungsbereiche qualifizierte Mehrheiten vor-
sieht. Die Ausnahme fiir den Bereich Umweltschutz
macht einerseits deutlich, wie wichtig dieser Bereich
fiir die EG ist, zeigt andererseits aber auch, daB die
Mitgliedslander der EG gerade in diesem Bereich
v011ig unterschiedliche Interessen einbringen. Die
vielen "faulen" Kompromisse in Sachen Umwelt
sprechen Bande, und fiir die nahe Zukunft ist kaum
Anderung angesagt.

2. Harte Umweltschutz- und Verbraucherregelungen
einzelner Lander drohen durch die lascheren EG-
Vorschriften unterlaufen zu werden - der Konkur-
renzkampf begiinstigt dann preislich jene Anbieter,
die weniger Vorschriften beachten miissen und
deshaib ihre Produkte bill iger anbieten kOnnen. Auf-
grund der EG-Verpflichtung zu einem freien Waren-
verkehr kOnnen soiche Produkte dann nicht vom
eigenen Land ausgeschlossen werden.

Beispiel 1: Umweltpolitik:
Die EG hat im wesentlichen lasche Abgas-Grenz-
werte far Autos beschlossen, die in den meisten
Fallen ohne geregelten Drei-Wege-Katalysator er-
reichbar sind, obwohl der geregelte Drei-Wege-Kat.
die technisch optimale Abgas-Minderung darstellt.
Nun steht es zwar jedem Mitgliedsland der EG frei,
mit den eigenen Produzenten scharfere Richtlinien
zu vereinbaren, die einen geregelten Drei-Wege-Kat.
erfordern. Gleichzeitig darf dieses Land jedoch
Auto-Importe aus anderen EG-Landern, die sich nur
an die EG-Vorschriften halten, nicht diskriminieren
- damit wiirde das Land gegen das Gebot freien Wa-
renverkehrs verstoBen. Da Autos ohne Kat. Preisvor-
teile genieBen, kann sich eine schleichende Anpas-
sung nach unten, also eine Art Oko-Dumping,
ergeben.

Beispiel 2: Verbraucher-Politik
Die EG erlafit eine Richtlinie Ober die Grundnormen
fiir die Bier-Produktion und legt darin fest, welche
Stoffe nicht im Bier enthalten sein diirfen. Gleichzei-
tig sagt die Richtlinie, daB alle anderen Stoffe zumin-
dest auf dem Etikett angegeben werden miissen.
Alles schOn und gut, doch jetzt entsteht aus der Sicht
der deutschen Bierbrauer folgende Situation: Sie be-
anspruchen selbst keine chemischen Zusatze in ihren
Bieren zu verwenden - dafiir sind die Biere eventuell
teurer als Import-Biere. Im harten Konkurrenzkampf
des Europaischen Binnenmarktes kOnnte sich auch
hier langfristig eine Anpassung der deutschen Bier-
Brauer an den kleineren gemeinsamen Qualitats-
Nenner der EG einschleichen.

Dieses Beispiel ist durchaus reprasentativ fiir den ge-
sam ten Lebensmittel-Sektor.
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Die Art von Oko-Dumping ist noch langst nicht das
einzige okologische Risiko, das sich durch den Eu-
ropaischen Binnenmarkt zu verscharfen droht. Im
Gegenteil. Die gesamte. Konzeption des Europa-
ischen Binnenmarktes zielt auf moglichst viel Wirt-
schaftswachstum - ein Zicl , das mit okologischen Er-
fordernissen nicht zu vereinbaren 1st. Der Europa-
ische Binnenmarkt kOnnte die okologische
ZerstOrung eher noch vorantreiben als lindern - drei
Beispiel beweisen dies:

1. Die kunftige Verkehrsentwicklung
Nach der Liberalisierung des Verkehrsmarktes
rechnet die EG-Kommission mit einem vermehrten
AuBenhandel und - deshalb - mit einer raschen
Zunahme des LKW-Verkehrs urn 40 bis 50 Prozent.
Im Zuge dieser Entwicklung werden auch der Flug-
verkehr und der private Individualvcrkchr zuneh-
men.

Eine Zunahme des LKW-Verkehrs urn 40 bis 50
Prozent bedeutet jedoch eine mehrfache Bedrohung
fur die Umwelt:
* Die Menge der Stickox ide, der wichtigsten Ursache
für das Waldsterben, wird durch diese Verkehrszu-
nahme stark ansteigen und die Luft noch starker be-
lasten als heute schon - und womoglich all jcne po-
sitiven Effekte ausgleichen, die die Abgas-Grenz-
werte bei Autos bis 1992 ausgelost haben.
* Eine derartige Steigerung des LKW-Verkehrs wird
in einem Transitland wie der Bundesrepublik unwei-
gerlich zu einer neuen StraBenbauoffensive fahren -
mit alien Folgen far die Natur.
* Die durch diese Verkehrszunahme ansteigende
Verbrennung des fossilen Energietragers Diesel wird
jene Menge an Kohlendioxid noch erhOhen, die
schon heute der wichtigste Ursachenfaktor Mr den
Treibhauseffekt auf der Erde darstellt. Stichwort:
Klimaveranderung. Allein diese Abfolge zeigt, was
die angeblich so bedeutende und unbiirokratische
Vokabel von der "Liberalisierung der Verkehrsmark-
te" Okologisch bedeuten kann - von den sozialen
Folgen zusatzlicher Unfallzahlen und -opfer ganz zu
schweigcn.

2. Ein zweiter kritischer Bereich droht die Energie-
politik zu werden. Hier streiten sich die Binnen-
markt-Planer noch fiber die Einzelheiten. Tatsache ist
jedoch, daB eine Liberalisierung des Energiemarktes
angestrebt wird: Jedes Energieversorgungs-Unter-
nehmen soil Strom von alien EG-Landern kaufen und
in alle EC-Lander verkaufen kOnnen.

Wird dies realisiert, werden die Folgen in der Bun-
desrepublik spurbar sein:
* Die Deutschen werden billigen franzOsischen
Atomstrom einfiihren.

Diese Einfuhr kOnnte
* die deutsche Kohiepolitik gefahrden - mit alien
Folgen fur die Kohlereviere und ihre Beschaftigten.
* alle MaBnahmen zur Einsparung von Energie oder
zur Markteinfuhrung regenerativer Energiequellen
unterlaufen. Denn teure Energiequellen und teure
SparmaBnahmen lohnen sich nur bei hohen Energie-
preisen.

3. Der EG-Binnenmarkt kOnnte die MOglichkeiten
einer effektiven VersOhnung von Okologie und Oko-
nomie beschneiden. Der Grund: In der Bundesrepu-
blik mehren sich die Stimmen - fiber alle Parteigren-
zen hinweg - diese Versohnung durch die Einfuhrung
von Umweltsteuern, also Verbrauchssteuern auf um-
weltgefahrdende Produkte zu beschleunigen, nach
dem Motto: Wer umweltbelastend produziert oder
konsumiert, soil daftir bezahlen.

Diesen Weg kOnnte der EG-BeschluB verbauen, der
fur Verbrauchssteuern die Harmonisierung auf EG-
Ebene und einstimmige Beschltisse des Ministerrates
vorschreibt. Nach dem gegenwartigen Stand der
Dinge ist mit einer einstimmigen Einfuhrung von
Umweltsteuern auf EG-Ebene nicht zu rechnen.

Die "vordemokratische" Ent-
scheidungsstruktur in der EG
Obwohl die einheitliche Europaische Akte die demo-
kratischen Elemente im Rahmen der EG etwas ver-
markt, bleibt sic auf bestenfalis vordemokratischem
Niveau:
* Alie Entscheidungen fallen nach wie vor im Euro-
paischen Rat, dem die Regierungschefs und die Au-
Benminister der zwOlf Mitgliedslander angehoren
und/oder im Ministerrat, dem die Fachminister ange-
Wren, die fur das in Frage stehende Problem zustan-
dig sind. Die Entscheidungen dieser Spitzengremien
kOnnen von keiner europaischen Institution korri-
giert werden - die Rate miissen allerdings die Vor-
schlage der EG-Kommission zur Kenntnis nehmen
und das Europaische Parlament - zu den allermeisten
Fragen - hOren. Im Gegensatz zum bisherigen
Ablauf, erfordert die Abstimmung im Rat kunftig
nicht mehr grundsatzlich Einstimmigkeit. In den
meisten Fallen - Ausnahmen: Umweltschutz, Har-
monisierung und Veranderung der Mehrwert- und
Verbrauchssteuern u.a. - genugt die qualifizierte
Mehrheit. Sic errechnet sich nach folgendem Muster:
In Abstimmungen verfiigen die "GroBen Vier", die
Bundesrepublik, Frankreich, Italien und Grol3britan-
nien fiber je 10, Spanien fiber 8, Belgien, die Nieder-
lande, Portugal und Griechenland fiber je 5, Dane-
mark und Irland fiber je 3 und Luxemburg fiber 2
Stimmen (Gesamtsumme: 76 Stimmen). Die qualifi-
zierte Mehrheit ist mit 54 Stimmen erreicht.
* Die ubrigen Gremien erfüllen wichtige Aufgaben,
sic sind aber keine Kontrollgremien fur Entscheidun-
gen des Europaischen Rates oder des Ministerrates:
Die EG-Kommission (17 Kommissare) fiihrt die Be-
schliisse der Rate aus und macht Vorschiage fur kiinf-
tige Beschltisse.

Der Europaische Gerichtshof entscheidet bei Strei-
tigkeiten zwischen Mitgliedslandern fiber die Einhal-
tung der EG-Regeln.

Das Europaische Parlament (518 Abgeordnete) ist
die einzige direkt von den EG-Bewohnern gewahlte
Institution. Dennoch oder gerade deshalb fehlen ihr
aber die Liblichen Gesetzgebungs- und Kontroll-
Kompetenzen von Pariamenten. Immerhin hat das

Parlament (lurch die einheitliche Europaische Akte
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mehr Rechte zur Beeinflussung des EG-Haushalts,
kann Vorschlage machen und muB von den Raten in
den moisten Fragen gehort werden.

Diese vordemokratische Entscheidungsstruktur der
EG bedeutet ein hohes Risiko fiir die demokratischen
Rechte der europaischen Bevolkerung. Es werden
namlich immer mehr poll tische Zustandigkeiten auf
die hOhere Ebene der EG Libertragen, wahrend die
Bevolkerung diese Entscheidungsprozesse nicht
kontrollieren kann. Wahrend die Beschliisse hinter

den verschlossenen Tiiren des Ministerrates oder des
Europaischen Gerichtshofes fallen - wird die Bevol-
kerung entrechtet, zumal die lokalen EinfluBmog-
lichkeiten der betroffenen Menschen in der EG we-
sentlich geringer sind als zum Beispiel in den USA.
EG-Frustrationen und lokale Widerstandsbewegun-
gen gegen zentral beschlossene EG-Projekte dfirften
deshalb nach dem 31.12.1992 zur Tagesordnung
gehoren - als Korrektiv zur EG-Biirokratie.

Materialmappe zum
Thema "Europaischer
Binnenmarkt - Vision
oder Alptraum?", 50

Seiten
(Bestellung: Publik-Forum,

Postfach 2010, D-6370 Ober-
ursel; Preis: 10,- DM).

RUNDBRIEF AUS CANTO
GRANDE

Liebe Freunde,

alle 5 Jahre wieder kommt die Regierung mit ihren
Geschenken: dann ist Wahlkampfzeit. Im November
werden in Peru die neuen Biirgermeister gewahlt,
nachstes Jahr im April der Staatsprasident und das
Parlament. Es ist zwar ein etwas bitterer Trost fiir die
Armen zu merken, daB sie nur im Wahlkampf von
den Politikern wiederentdeckt und ernstgenommen
werden, andererseits aber verfagen wir so seit
einigen Wochen in Canto Grande fiber eine vierspu-
rige SchnellstraBe, die fast durchgehend vom
Zentrum Limas bis zum Eingang von Cruz de
Motupe fiihrt: die Avenida Victor Rail Haya de la
Torre, benannt nach dem Griinder der derzeitigen Re-
gierungspartei APRA. Urn die restlichen 3 Kilometer
bis zu den letzten Hausern Montenegros auch noch

zu asphaltieren, dazu reichte die Gunst unseres Dist-
riktbiirgermeisters dann doch nicht. Trotzdem
kOnnen wir zufrieden sein, hat sich doch jetzt eine
Buslinie gefunden, die Montenegro direkt mit Lima
verbindet. Dies krOnt einen Ober zweijahrigen Kampf
der Bewohner Montenegros, der in den letzten
Wochen noch einmal besonders heftig wurde, mit
Erfolg. Ein Busunternehmen, das urspriinglich bereft
war, seine Route bis nach Montenegro auszudehnen,
zog sich schlieBlich mit dem Vorwand wieder
zuriick, Motupe und Montenegro seien "rote Zonen",
d.h. Terroristengebiete! Endlose und zahe Verhand-
lungen unserer Barrioverteter ffihrten dann dazu, daB
etwa ein Dutzend Mitarbeiter dieses Unternehmens
eine neue Buslinie griindeten, die den Namen
ETEMSA, Empresa de Transporte Enrique Monte-
negro S.A., Iragt. Schon wahnten wir uns auf der ge-
wonnenen Seite, als wir erfahren muBten, daB die zu-
standige TransportbehOrde der Stadt Lima dieser
Linie die Genehmigung verweigern wollte, d.h. in
anderen Worten schamlose Schmiergelder kassieren
wollte. Daraufhin wurde in Montenegro ein sponta-
ner Protestmarsch nach Lima beschlossen, an dem
iiber 1 Bewohner teilnahmen. Als der Direktor
der TransportbehOrde die Leute aus Montenegro mit
leeren Versprechen abwimmeln und sich aus dem
Staub machen wollte, kam es zu Rangeleien, wobei
die Sicherheitskrafte Schiisse in die Luft abfeuerten.
Dank der Hartnackigkeit Montenegros konnte sich
die Behorde der Unterschrift schlieBlich doch nicht
entziehen.

Jetzt endlich kOnnen die Bewohner Montenegros und
Cruz de Motupes zum offiziellen Fahrpreis von 300
Intis nach Lima fahren. Die kleinen Colectivo-Busse,
bisher die einzige direkte Transportmoglichkeit,
kosten 400. "Pro Fahrt nach Lima und zuriick sparen
wir jetzt 3 BrOtchen", war der Kommentar einer
Hausfrau, als die Busse nach dem Protestmarsch wie
im Triumphzug in einer langen Karawane nach Mon-

Die Zahl der Gemein-
schaftskiichen hat sich
in den letzten Monaten

verdreifacht
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